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Informationen von Sachverständigen (z. B. kriminalistische 
Auswertungsberichte) als Gutachten verwendet werden.

Bei Komplexgutachten darf ein an der Erarbeitung des 
schriftlichen Gutachtens Nichtbeteiligter auch nicht zur 
Ergänzung des Gutachtens in der gerichtlichen Hauptver­
handlung gehört werden.13

Prüfung der Gutachten im Rahmen der Beweiswürdigung 
durch das Gericht

Wie R. S c h r ö d e r  / H .  Z a n k  betonen, findet eine erste 
Beweiswürdigung durch das Gericht bereits im Eröffnungs­
verfahren statt.14 Es stellt sich damit die Frage, wie eine 
Prüfung des Gutachtens in diesem Verfahrensstadium zu 
erfolgen hat. Klar muß sein, daß diese Beweisprüfung und 
-Würdigung nicht so weit gehen und so detailliert sein kann, 
wie im Ergebnis der gerichtlichen Beweisaufnahme. In 
diesem Verfahrensstadium ist in erster Linie zu prüfen, ob 
das Gutachten offensichtliche Unrichtigkeiten enthält, ob es 
in sich schlüssig ist und die gestellten Fragen eindeutig 
beantwortet. Das Gericht sollte sich schon im Eröffnungsver­
fahren einen Überblick über die Sachkunde und Unvoreinge­
nommenheit des Sachverständigen verschaffen. Erklärt der 
Sachverständige im Zusammenhang mit der schriftlichen 
Erstattung seines Gutachtens, daß er einzelne Fragen wegen 
unzureichender Sachkunde nicht beantworten kann, ist 
bereits in diesem Stadium die Notwendigkeit der Beiziehung 
eines weiteren Gutachtens zu prüfen. Das trifft auch dann zu, 
wenn trotz des Gutachtens Zweifel des Gerichts nicht ausge­
räumt wurden, die Klärung durch einen Sachverständigen 
aber möglich erscheint.15

Liegen in einem Strafverfahren mehrere, einander wider­
sprechende Gutachten vor, ist es u. E. unzulässig, wegen vor­
handener Zweifel die Eröffnung des gerichtlichen Haupt­
verfahrens abzulehnen. Diese Beweiswürdigung erfordert 
eine detaillierte inhaltliche Auseinandersetzung mit den 
Gutachten, die der gerichtlichen Beweisaufnahme und der 
Urteilsfindung Vorbehalten ist. Beruht hingegen ein Gut­
achten auf falschen Voraussetzungen oder enthält es Irrtümer 
bzw. offensichtliche Unrichtigkeiten, kann im Eröffnungs­
verfahren gemäß § 192 StPO entschieden werden.

Für die Überprüfbarkeit von mündlich vorgetragenen 
oder schriftlich erstatteten Gutachten ist bedeutsam, daß 
die Sachverständigen die angewandten Mittel, Methoden und 
Verfahren, die Ergebnisse von Befragungen, Untersuchungen 
und Experimenten angeben, auf die Verwertung fachlicher 
Erfahrungen und Auswertung der Fachliteratur hinweisen 
und sich mit widersprüchlichen Fakten und Aussagen aus­
einandersetzen. Ihre Schlußfolgerungen sollen sich logisch 
aus den dargestellten Erkenntnissen ergeben und verständ­
lich sein. Auf mögliche Alternativlösungen und Zweifel ist 
aufmerksam zu machen.

Obgleich so vielseitige Anforderungen an den Inhalt der 
Gutachten im Interesse ihrer Überprüfbarkeit als Beweis­
mittel gestellt werden, sollten die Gerichte Einfluß darauf 
nehmen, daß die Sachverständigen den Erkenntnisprozeß 
übersichtlich darstellen und sich auf das Wesentliche konzen­
trieren. Stellt das Gericht die Fragen unkonkret oder ver­
weist es nur global auf das Ermittlungsergebnis, wird damit 
die Arbeit der Sachverständigen erschwert. Andererseits 
können bloße Ergebnismitteilungen der Gutachter, die einer 
Prüfung auf die Richtigkeit nicht zugänglich sind, bei der 
Wahrheitsfindung nicht helfen.

Die Prüfung und beweisrechtliche Würdigung von Sach­
verständigengutachten im Ergebnis der gerichtlichen Beweis­
aufnahme ist ein kompliziertes Gebiet. Zu beachten ist unbe­
dingt, daß Gutachten nur als Beweismittel verwertbar sind, 
wenn die ihnen zugrunde liegenden Tatsachen bewiesen 
wurden.16 Beispielsweise ergaben Überprüfungen in Ver­
kehrsstrafsachen, daß Gutachten zur Rekonstruktion von 
Verkehrsunfällen mitunter auf der Grundlage nicht sicherer 
Geschwindigkeitsfeststellungen (Schätzungen) erstattet wur­
den oder von Spuren ausgingen, die nicht eindeutig dem 
Unfallgeschehen zugeordnet werden konnten.

Die von Sachverständigen dargelegten Hypothesen, die 
auf Indizien beruhen, können keinen größeren Beweiswert 
erlangen als die in dem Strafverfahren relevanten Indizien 
selbst.17 Das Gericht muß sich auch Klarheit darüber 
verschaffen, welchen Beweiswert der Sachverständige selbst 
seinem Gutachten beimißt. Rückt er z. B. von einer im Ver­
fahren bisher geäußerten Ansicht ab, sind die Gründe dafür 
zu prüfen.

Bleiben im Ergebnis einer Begutachtung bedeutsame 
Fragen offen oder gibt es Zweifel an den Schlußfolgerungen

des Sachverständigen und haben auch Aufforderungen zur 
Ergänzung oder Präzisierung der Aussagen zu keinem 
befriedigenden Ergebnis geführt, ist ein weiteres Gutachten 
einzuholen (Abschn. IV Ziff. 4 der Beweisrichtlinie). Die ein­
bezogenen Sachverständigen sind in diesem Fall zur Haupt­
verhandlung zu laden, wenn die gutachterlichen Aussagen 
.nicht übereinstimmen.

Zur Bewertung mehrerer vorliegender Gutachten weist 
die Beweisrichtlinie darauf hin, daß ein weiteres Gutachten 
nicht von vornherein einen höheren Beweiswert hat als das 
zuerst erstattete. So darf z. B. dem von Sachverständigen 
einer der erstbegutachtenden Einrichtung übergeordneten 
Dienststelle gefertigten Gutachten nicht а priori ein höherer 
wissenschaftlicher und damit Beweiswert unterstellt werden. 
Deshalb werden auch die Begriffe „Zweitgutachten“ oder 
„Obergutachten“ in der Beweisrichtlinie nicht verwendet.18

Das Gericht darf sich ohne eigene tatsächliche Feststel­
lungen, die die Wahrheit eines Gutachtens beweisen, nicht 
einem von mehreren Gutachten anschließen.19 Es ist aller­
dings nicht Aufgabe des Gerichts, wissenschaftliche Streit­
fragen zu entscheiden.20

Werden in mehreren Gutachten einander widersprechende 
Aussagen dargelegt, die nach Beurteilung durch das Gericht 
in gleicher Weise als begründet erscheinen, muß das Gericht 
auf die sich aus dem Gutachten ergebenden Schlußfolgerun­
gen bei der Urteilsbegründung verzichten. Es verbietet sich, 
die den Angeklagten weniger belastende Variante zugrunde 
zu legen, weil für beide Aussagen der Wahrheitswert unbe­
stimmt ist. Die Anwendung des Grundsatzes „im Zweifel zu­
gunsten des Angeklagten“ ist deshalb in diesem Fall nicht 
möglich. Der Angeklagte muß ggf. freigesprochen werden, 
wenn der Nachweis der Straftat nicht auf andere Weise 
geführt werden kann.21

Bestehen Unklarheiten über den wissenschaftlichen Wert 
verschiedener Gutachten, ist es zulässig, ein weiteres Gut­
achten einzuholen, das ausschließlich zu den wissenschaft­
lichen Methoden der Gutachten Stellung nimmt. Das ist 
sicher eine seltene, aber vereinzelt doch auftretende Frage, 
die mit der Pflicht des Gerichts zur eigenverantwortlichen 
Prüfung der Gutachten und der Tatsache, daß es keine 
„Obergutachten“ gibt, zusammenhängt.

Wahrscheinlichkeitsaussagen in Gutachten

Erstmals enthält die Beweisrichtlinie eine Orientierung zu 
wahrscheinlichkeitstheoretischen und mathematisch-statisti­
schen Methoden in Gutachten (Abschn. IV Ziff. 4). Sie soll 
dazu dienen, unbegründete Vorbehalte gegen diese wissen­
schaftlichen Methoden zur Charakterisierung der Aussage­
kraft von Beweistatsachen zu überwinden. Die in einer 
gerichtlichen Entscheidung berücksichtigten Schlußfolgerun­
gen aus derartigen Wahrscheinlichkeitsaussagen (z. B. zur 
Häufigkeit des Auftretens bestimmter Spurenkombinationen) 
sind nicht mit einer Wahrscheinlichkeitsverurteilung (die 
selbstverständlich unzulässig ist) zu verwechseln. Das Pro­
blem besteht nicht in der Wissenschaftlichkeit der Metho­
den22 23, sondern darin, die so gewonnenen Schlußfolgerungen 
richtig in den gesamten Sachverhalt und in die Beweiswür­
digung aller Beweismittel einzubeziehen und daraus den 
tatsächlichen Beweiswert des Gutachtens zu bestimmen.22 Auf 
wahrscheinlichkeitstheoretischen oder mathematisch-statisti­
schen Methoden beruhende Gutachtenaussagen können 
natürlich allein nicht Grundlage einer Verurteilung sein.

13 Im StPO-Kommentar wird in der Anm. 2 zu § 228 (2. Aufl.. Ber­
lin 1987, S. 277) darauf hingewiesen, daß ein Nichtbeteiligter das 
Gutachten des Sachverständigenkollegiums in der Hauptverhand­
lung nicht vertreten darf. Vgl. auch OG, Urteil vom 23. März 1976 
- 5 Ust 49/75.

14 R. Schröder/H. Zank, „Qualitative Anforderungen an die Beweis­
würdigung im Strafverfahren“, NJ 1988, Heft 6. S. 225.

15 Vgl. OG, Urteil vom 14. Juli 1988 - 5 OSB 32/88 - (NJ 1988, Heft 12, 
S. 514) mit Anm. von J. Schlegel.

16 Vgl. z. B. OG, Urteil vom 5. Februar 1981 — I Pr — 15 — 2/80.
17 Vgl. dazu die Ausführungen über direkte und indirekte Beweis­

mittel in: Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, Berlin 1987, S. 142 f.
18 Insofern ist u. E. die Orientierung in Anm. 1.3. zu § 40 des StPO- 

Kommentars (a. a. O., S. 67) nicht klar genug, da der Eindruck 
entsteht, daß das „Zweitgutachten“ in erster Linie den Beweis­
wert des Erstgutachtens beurteilen soll.

19 Vgl. OG, Urteil vom 15. Oktober 1968 - 3 Zst 17/68 - (NJ 1969, 
Heft 4, S. 123).

20 Vgl. W. Ebeling, „Gegenstand und Umfang der Beweisführung in 
Strafverfahren“, NJ 1977, Heft 10, S. 295.

21 Ebenda.
22 Vgl. G. Kömer/R. Schröder, a. a. O., S. 314.
23 Vgl. A. Forker, „Strukturelle Probleme und Wahrscheinlichkeits­

rechnung im Beweisprozeß“, in: Gerichtliche Beweisführung und 
Wahrheitsfindung im sozialistischen Strafprozeß, a. a. O., S. 155 ff.; 
K.-H. Spindler, a. a. O.


